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AKW-Rüthi 
Kiihlturmbericht liegt vor 
Ein wichtiges Dokument im Zusam
menhang mit dem Projekt für ein 
Kernkraftwerk in Rüthi, der soge
nannte Kühlturmbericht, ist am 
Freitag in Bern veröffentlicht wor
den. Aufgabe der eidgenössischen 
Kommission, welche für diesen Be
richt verantwortlich zeichnet, war 
die Untersuchung allfälliger meteo
rologischer Auswirkungen der 
Dampfschwaden aus dem Kühlturm 
auf die Umgebung. Der Bericht 
kommt nun zur Auffassung, dass 
der Kühllurm bestenfalls auf die 
unmittelbare Umgebung und auch 
dort nur in geringfügigem Ausmass 
Einfiuss auf die Witterung haben 
könnte. Gemäss Kühlturmbericht 
bliebe jetzt nur noch der optische 
Eindruck des immerhin 150 Meter 
hohen Turmes (unser Bild zeigt ein 
Modell) auf die Landschaft. Nach
dem die technischen Grundlagen 
für die Konzessionserteilung nun 
erarbeitet sind, haben die politi
schen Instanzen des Bundes, welche 
die Betriebsbewilligung erteilen 
müssen, das Wort. Lesen Sie dazu i 
den Bericht unseres Berner Mitar
beiters Jürg Schoch auf Seite 3. 

Regierung sucht 
mit der Wirtschaft 

Zusammenarbeit 

Antwort von Regierungschef Dr. Walter Kieber im öffentlichen Landtag 
Wie bereits in der Samstagausgabe 
kurz berichtet, wurden im öffentli
chen Landtag vom Donnerstag auch 
Fragen betreffend die wirtschaftli
chen Krisenzeichen aufgeworfen. 
Auf eine diesbezügliche Anfrage 
des Abgeordneten Noldi Frommelt 
(FBP) nahmen sowohl der Ressort
chef Wirtschaft, Hans Brunhai;t, wie 
der Regierungschef selbst Stellung. 
Während Vizechef Brunhart ein 
Bild der Gesamtsituation, vor allem 
auch unter Verweis auf die entspre
chende Entwicklung in der Schweiz 
zeichnete, ging Regierungschef Dr. 
Walter Kieber konkret auf die 
liechtensteinische Situation ein. 

Er wies eingangs darauf hin, dass 
die Wirtschaftspolitik nicht allein 
Sache eines einzigen Ressorts sein 
kann, sondern allgemeine Regie
rungspolitik darstelle und  die ver
schiedensten Bereiche staatlichen 
Handelns berührt. Er zeigte vorerst 
jene Instrumente auf, die dem Staat 
zur Verfügung stehen, um das Wirt
schaftsgeschehen staatlicherseits 
direkt zu beeinflussen. 
# F i s k a l p o l i t i k :  In diesem 
Rahmen ist vor allem die Steuer
belastung der Wirtschaftssubjekte 
zu verstehen. 
# A r b e i t s m a r k t p o l i t i k :  
Darunter fällt insbesondere die Zu
lassung und Zuteilung von Fremd
arbeitern. 
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0 K o n z e s s i o n s p o l i t i k :  
Darunter ist die Zulassung neuer 
Betriebe und die Erweiterung beste
hender Betriebe im Rahmen des Ge
werbegesetzes zu verstehen. 
0 K o n j u n k t u r p o l i t i k :  Die
ser Zweig der allgemeinen Wirt
schaftspolitik ist relativ jung. 
Liechtenstein trifft in der letzten 
Zeit im Gleichschritt zu den schwei
zerischen Massnahmen entspre
chende Konjunkturdämpfungsmass-
nahmen, beispielsweise Kreditbe-
schluss, Baubeschluss. 
0 S u b v e n 11 o n e n an die Land
wirtschaft als Teil der liechtenstei
nischen Volkswirtschaft. 
# Vergebung ö f f e n t l i c h e r  
A u f t r ä g e  an einheimische Un
ternehmen. 
0 Verschiedene kleinere T e i l 
b e r e i c h e  (z.B. Wettbewerbspo
litik, Berufsberatung, Förderung der 
Berufsbildung, Fremdenverkehrs
förderung). 

Der Regierungschef wies darauf 
hin, dass der Staat selbstverständ
lich eine Reihe von indirekten 

Massnahmen trifft, die von wirt
schaftspolitischer Bedeutung sind. 
Er verwies in diesem Zusam
menhang insbesondere auf die So
zialpolitik des Staates, auf die 
Wohnbauförderung und auf den 
Ausbau des Schulwesens. Eine 
ganze Reihe von Instrumenten, so 
führte der Regierungschef aus, liegt 
kraft der  Zollunion mit der Schweiz 
in den Händen der schweizerischen 
Behörden. Darunter fallen vor  
allem die Zollpolitik, die Aussen-
handelspolitik und auqh ein Teil 
der Steuerpolitik im Bereich der in
direkten Steuern. 

Die Instrumente des Staates 
Wenn also von liechtensteinischer 
Wirtschaftspolitik gesprochen wird, 
so muss sie immer im Rahmen die
ses dem Staat gegebenen Instru
mentariums gesehen werden. 

Der Regierungschef vertrat die 
Auffassung, dass das zur Verfügung 
stehende Instrumentarium, wie er 
es aufgeführt hat, von der liechten
steinischen Regierung in einer wirt-

Sauberes Wasser 
Symbolischer Spatenstich für die 
Kläranlage Bendern . 
Nachdem mit den Bauarbeiten zur 
Kläranlage Bendern schon vor eini
ger Zeit begonnen worden war, lud 
die Betriebskommissiön des Abwas
serzweckverbandes Liechtensteiner 
Unterland und Schaan am vergan
genen Freitag zum symbolischen 
Spatenstich ein. Unter den etwa 35 
Gästen konnte der Präsident des  
Zweckverbandes, der Eschner Vor
steher Egon Marxer, neben Re
gierungsrat Dr. Georg Malin als zu
ständigen Ressortchef auch die 
Vertreter sämtlicher beteiligter Ge

meinden begrüssen. Auf der Bau
stelle übernahm es Ing. Werner  
Steiner namens der Ingenieurge
meinschaft Sprenger/Steiner/Wena-
weser den Gästen den Kopf des 
Abwassersystems, für das in der 
Zwischenzeit bereits 8.5 Millionen 
Franken aufgewendet worden sind, 
zu erklären. Mit einem Imbiss im 
Restaurant «Deutscher Rhein» und 
weiteren Erläuterungen anhand der 
Pläne und des Modells der Anlage 
schloss die kleine Feier zum Spa
tenstich. 

schafts- und leistungsfreundlichen 
Art  zum Einsatz gebracht wurde, 
insbesondere im Bereich der Fiskal-
p'olitik. 

Der Regierungschef kam darauf
hin auf das gegenseitige Verhältnis 
von Staat und Wirtschaft zu spre
chen und charakterisierte dieses 
wie folgt: 

Gewollt loser Kontakt 
Es besteht heute ein loser Kontakt 
zwischen der Regierung und den 
zuständigen Aemtem mit den ver
schiedenen Wirtschaftsverbänden, 
der von beiden Seiten so gewollt 
ist. Kurz gesagt, werden die Kon
takte dann besonders gesucht, 
wenn ein Teil vom andern Teil 
etwas wollte und speziell auch 
dann, wenn die Regierung gewisse 
Massnahmen, die von  wirtschafts
politischem Einschlag sind (Geset
zesvorlagen usw.), den Verbänden 
zur Vernehmlassung unterbreitete. 
Das Verhältnis von Staat und Wirt
schaft sei, so führte Dr. Kieber aus, 
konstruktiv und von gegenseitigem 
Verständnis getragen. Allerdings 
war  es  offensichtlich das Bestreben 
der Wirtschaft selbst, dass die ge
genseitigen Beziehungen sozusagen 
etwas auf Distanz gehalten werden 
aus dem natürlichen Grund heraus, 
dass eine freie Wirtschaft immer 
einen allfälligen Wirtschaftsdirigis
mus des Staates fürchtet. Ein be
redtes Beispiel dafür ist die Tatsa
che, dass es dem Staat heute nicht 
gelungen ist, eine Wirtschaftsstati
stik, die diesen Namen verdient, 
aufzubauen. Der Aufbau einer sol
chen Statistik würde ein viel en
gere Beziehungen zwischen Staat 
und Wirtschaft voraussetzen und 
eine stärkere Offenlegung der Ver
hältnisse. 

Zusammenarbeit verstärken 
Dr. Kieber vertritt die Auffassung, 
dass ein stärkeres Koordinations
verhältnis zwischen Staat und 

Wirtschaft geschaffen werden 
muss, nicht nur jetzt, wo angesichts 
verschiedener Krisenzeichen das 
Gespräch von beiden Seiten ge
sucht und fortgeführt werden muss, 
sondern auch für alle Zukunft. Er 
denkt dabei an die Schaffung einer 
ständigen Einrichtung, in der alle 
Sektoren der Wirtschaft vertreten 
sind. Von seiner Seite aus sei der 
Wille zu einer solchen Kooperation 
vorhanden. Dr. Kieber streifte zum 
Schluss noch die aktuelle Situation 
und konnte dem Landtag mitteilen, 
dass die Arbeitslosenversicherung 
trotz Entlassungen in einem liech
tensteinischen Industriebetrieb 
nicht gezwungen ist, Arbeilsloson-
renten auszuzahlen, sondern dass 
es im Gegenteil gelungen ist, die 
entlassenen Arbeitskräfte auf dem 
Arbeitsmarkt zu vermitteln. 

Die aktuelle 
Frage 
Wann kommt die Revision unseres 
Steuergesetzes? 
Lieber die Notwendigkeit einer gene
rellen Revision unseres Steuergeset
zes  herrscht grundsätzlich Einigkeit. 
Die Tatsache, dass Einkommen aus 
Vermögenswerten mit unserem heu
tigen Steuersystem kaum erfasst 
werden können, wird insgesamt als 
Mangel und als Benachteiligung des 
vermögenslosen, bzw. weniger ver
mögenden Bürgers anerkannt. Wäh
rend Landtagsvizepräsident K. H. 
Ritter (VU) anlässiieh der ersten Le
sung des Gebührengesetzes am 
2. Mai im Landtag erklärte, «dass für 
die Verbesserung der Staatseinnah
men die dafür vorgesehenen Mittel, 
nämlich die Steuern heranzuziehen 
sind», bestritt Union-Sprecher Kind-
le am Donnerstag letzter Woche 
weitgehend die Notwendigkeit von 
Steuererhöhungen. Eines seiner Ar
gumente lief darauf hinaus, dass die 
Revision des Steuergesetzes, also 
die Einführung der Einkommens
steuer ohnehin kurz bevorstehe. — 
Zwar bestätigte Regierungschef Dr. 
Walter Kieber, dass er bzw. die Re
gierung diese Aufgabe bereits in die 
Hand genommen habe und ein er
stes Arbeitspapier von Fachexperten 
bis Ende des Jahres vorliege. Selbst 
bei Einhaltung der Termine und bei 
schneller Arbeitsweise wird e s  je
doch noch zwei bis drei Jahre 
dauern, bis ein beschlussreifer Ge
setzestext vorliegt. Es geht um eine 
grundsätzliche Aenderung des Sy
stems, was einer sorgfältigen Vorbe
reitung und einem möglichst umfas
senden Vernehmlassungsverfahren 
mit allen Interessengemeinschaften 
ruft. Bis dahin aber können die 
wachsenden Mehreinnahmen des  
Staates (allein für die neue AHV-
Rentenerhöhung muss das Land ab 
I.Januar Jährlich weitere 800 000 
Franken zuschiessen) nur durch ent
sprechende Anpassungen Uber das 
heutige Steuergesetz ausgeglichen 
werden. 
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